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In Marrakesch soll der UN-Migrationspakt abgeschlossen wer-
den. Marokko selbst hat Probleme mit Flüchtlingen, hier eine
Gruppe aus Gibraltar in einer Notunterkunft Foto: Morenatti

n Kurz notiert

Die Gedenkstätte »Yad Va-
shem« in Jerusalem zeigt sich 
besorgt angesichts der offen-
bar weit verbreiteten Unwis-
senheit über den Holocaust.

Tel Aviv. Viele junge Deutsche
wissen laut einer Studie des
TV-Senders CNN kaum etwas
über den Holocaust. Von den
18- bis 34-Jährigen schätzen
rund 40 Prozent, dass sie »we-
nig« oder »gar nichts« darüber
wissen. Etwa jeder 20. Euro-
päer hat noch nie etwas über
die Vernichtung der Juden
durch die Nationalsozialisten
gehört. Mehr als ein Viertel
der befragten Europäer sei der
Meinung, Juden hätten zu viel
Einfluss auf die Finanzwelt.
Die Studie mache deutlich,
dass »viele tief verwurzelte,
hasserfüllte antisemitische
Ausdrücke in der europäi-
schen Bevölkerung 75 Jahre
nach dem Holocaust weiterbe-
stehen«, hieß es aus Israel.

Holocaust sagt 
vielen jungen 
Deutschen nichts 

»Ü60«-Arbeiter 
keine Ausnahme 
Berlin. Immer mehr Men-
schen in Deutschland arbei-
ten auch mit über 60 Jahren
noch. So ist heute mehr als je-
der zweite der 60-bis 64-Jähri-
gen erwerbstätig, wie aus dem
Dritten Bericht der Bundesre-
gierung zur Anhebung der Re-
gelaltersgrenze auf 67 Jahre
hervorgeht. 2000 waren es 20
– im vergangenen Jahr 58 Pro-
zent. Bei den Männern hat
sich die Erwerbstätigenquote
in dieser Altersgruppe seit
2000 mehr als verdoppelt, bei
Frauen sogar vervierfacht.

Frei wird Vize 
der Unionsfraktion
Berlin (nwa). Die Südwest-
Landesgruppe der Unions-
fraktion im Bundestag hat am
Dienstag den ehemaligen Do-
naueschinger Oberbürger-

meister Thorsten Frei (45,
Bild) als Kandidaten für den
Posten als stellvertretender
Fraktionsvorsitzender be-
stimmt. Frei setzte sich gegen
Armin Schuster aus Weil am
Rhein (Kreis Lörrach) mit 21
zu 15 Stimmen durch. 

V-Mann wusste von 
Amris Anschlagsplan 
Berlin. Der Attentäter vom
Berliner Breitscheidplatz hat
nach Medienberichten einen
islamistischen Gefährder in
seine Anschlagspläne einge-
weiht. Ein V-Mann habe
LKA-Mitarbeitern davon be-
richtet. Darüber hat jetzt der
Chef des Berliner Landeskri-
minalamts (LKA), Christian
Steiof, den Untersuchungs-
ausschuss des Berliner Abge-
ordnetenhauses informiert. 

Berlusconi besteht 
nicht auf Verfahren
Straßburg. Der Europäische
Gerichtshof für Menschen-
rechte hat ein Verfahren um
die Ämtersperre von Italiens
Ex-Ministerpräsident Silvio
Berlusconi (82) fallengelas-
sen. Auf Antrag Berlusconis
habe man den Fall aus der Li-
ste gestrichen, hieß es aus
Straßburg. Mittlerweile darf
Berlusconi in Italien wieder
bei Wahlen antreten.

Im Streit zwischen Moskau 
und Kiew zeichnet sich 
keine Entspannung ab. Die 
Ukraine will nun das 
Kriegsrecht in Kraft setzen. 
Die internationale Ge-
meinschaft sucht nach 
einer Antwort.

n Von Christian Thiele
und Andreas Stein

Moskau/Kiew. Der Konflikt
zwischen Russland und der
Ukraine droht zu eskalieren,
die internationale Krisendip-
lomatie läuft deshalb auf
Hochtouren. Deutschland
und Frankreich boten sich am
Dienstag nach einer Konfron-
tation an der Halbinsel Krim
als Vermittler an. Die Ukraine
hatte als Reaktion auf das rus-
sische Vorgehen beschlossen,
erstmals das Kriegsrecht anzu-
wenden. Unklarheit herrschte
allerdings über den Beginn
der auf 30 Tage begrenzten
Sondervollmachten für das
Militär.

Das Kriegsrecht gilt etwa in
den Grenzregionen zu Russ-
land. Weil der ukrainische
Präsident Petro Poroschenko
seinen Erlass mehrfach abän-
derte, war unklar, ob das
Kriegsrecht bereits seit Mon-
tag gilt oder ob es erst an die-
sem Mittwoch in Kraft tritt.
Die amtliche Fassung des Er-
lasses war am Dienstagabend
noch nicht veröffentlicht. Es
solle keine Auswirkungen auf
die angepeilte Präsidenten-
wahl haben, die am 31. März
stattfinden soll, hatte Poro-
schenko versprochen.

Moskau sieht das anders.
Der Kreml warnte vor einer
Eskalation der Lage in der
Ostukraine. Mit dem Kriegs-
recht könnten die Spannun-

gen in der von Separatisten
kontrollierten Konfliktregion
weiter zunehmen, sagte
Kreml-Sprecher Dmitri Pes-
kow. Vor dem Hintergrund
der geplanten Wahlen sei ein
solcher Schritt aber leicht zu
durchschauen.

Im Ringen um eine Lösung
des Konflikts wies Moskau
postwendend den deutsch-
französischen Vermittler-Vor-
schlag zurück. Die russischen
und ukrainischen Behörden
könnten die Probleme selbst
diskutieren, sagte Außenmi-
nister Sergej Lawrow. Sein
deutscher Kollege Heiko Maas

(SPD) mahnte: »Wir müssen
alles für eine Deeskalation
tun, um zu verhindern, dass
aus diesem Konflikt eine noch
schwerere Krise für die Sicher-
heit in Europa wird.«

Diese Sorge teilen viele
westliche Länder, die EU und
auch die Nato. Der Tenor
ihrer Reaktionen ist deshalb
ähnlich: Man sei tief besorgt,
eine weitere Eskalation müsse
vermieden werden. UN-Gene-
ralsekretär António Guterres
forderte, Russland und die
Ukraine müssten sich »maxi-
mal zurückhalten« und sofort
Schritte zur Reduzierung der

Spannungen unternehmen.
Danach sieht es aber erstmal
nicht aus.

Ein russisches Gericht in
Simferopol auf der Krim hat
am Dienstag zwei Monate
Untersuchungshaft gegen die
ersten von 23 festgenomme-
nen ukrainischen Seeleuten
verhängt. Ihnen wird illegaler
Grenzübertritt vorgeworfen.
Damit drohen ihnen bei
einem Prozess in Russland bis
zu sechs Jahren Haft.

Russlands Präsident Wladi-
mir Putin selbst will sich erst
in den nächsten Tagen öffent-
lich zu den neuerlichen Span-

nungen äußern. »Der Präsi-
dent wird dies tun, wenn er es
für notwendig hält«, sagte
sein Sprecher. Es sei aber eine
sehr ernste Angelegenheit für
ihn. Eine Gelegenheit könnte
sich am kommenden Wo-
chenende beim G20-Gipfel in
Argentinien bieten. 

Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) setzt indes zur
Deeskalation auf eine vermit-
telnde Rolle der Organisation
für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa (OSZE).
Die OSZE überwacht den
Konflikt in der Ostukraine.
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Russland mit Ukraine im Clinch
Beziehungen | Konflikt droht zu eskalieren / Deutschland sowie Frankreich wollen vermitteln

Paris. Um die Ziele des Pariser
Klimaabkommens zu errei-
chen, müssen aus Experten-
sicht die Länder ihre Anstren-
gungen mindestens verdreifa-
chen. Theoretisch ist es zwar
dem UN-Umweltprogramm
(Unep) zufolge immer noch
möglich, das Ziel von höchs-
tens zwei Grad durchschnittli-
cher Erwärmung bis 2100 ein-
zuhalten. 

Wenn die Länder allerdings
so weitermachen wie bisher,
wird sich die Erdtemperatur

um etwa 3,2 Grad im Ver-
gleich zur Zeit vor der Indust-
rialisierung erhöhen, heißt es
im 9. Emissions Gap Report,
den das Umweltprogramm
am Dienstag in Paris vorge-
stellt hat.

Das Ziel von höchstens
zwei Grad durchschnittlicher
Erwärmung der Erdtempera-
tur gilt als äußerste Grenze,
um katastrophale Klimafol-
gen abzuwenden. Wenn mög-
lich, sollte die Erderwärmung
dem Pariser Abkommen zu-

folge aber schon bei 1,5 Grad
begrenzt werden. 

Um das Zwei-Grad-Ziel ein-
zuhalten, müssten die Länder
ihre bisherigen Bemühungen
verdreifachen – um die 1,5-
Grad-Grenze nicht zu über-
schreiten verfünffachen. Wis-
senschaftler warnen schon bei
plus 1,5 Grad bis Ende des
Jahrhunderts vor kaum trag-
baren Folgen für die Mensch-
heit: Schmelzen der Eiskap-
pen, Anstieg der Meeresspie-
gel, mehr Wetterextreme.

Dreifache Anstrengung notwendig
Umwelt | Gap Report hält Zwei-Grad-Ziel noch für realisierbar

Berlin. Der Bundestag will am
Donnerstag die von Justizmi-
nisterin Katarina Barley
(SPD) vorgeschlagene Nach-
besserung der Mietpreisbrem-
se beschließen. Sie sieht eine
zusätzliche Verschärfung der
Regeln vor, nach denen Ver-
mieter nach Modernisierun-
gen einen Teil der Kosten auf
Mieter umlegen dürfen. Bun-
desweit dürfen Vermieter
künftig nur noch acht Prozent
statt wie bisher elf Prozent der
Kosten pro Jahr von ihren
Mietern zurückverlangen. 

Kampf gegen 
Wuchermieten 

Istanbul. Wenige Tage vor Be-
ginn des G20-Gipfels hat die
Türkei Details im Mordfall
des kritischen saudischen
Journalisten Jamal Khashoggi
genannt. »Er wurde innerhalb
von sieben Minuten getötet.
Es war vorsätzlicher Mord«,
sagte der türkische Außenmi-
nister Mevlüt Cavusoglu. Er
selbst habe sich die Tonauf-
nahmen angehört, die den
Mord im saudischen Konsulat
in Istanbul belegen sollen. Die
Leiche Khashoggis wurde of-
fenbar zerstückelt.

Khashoggi-Mord
in sieben Minuten

n Von Jörg Blank

Berlin. Angesichts zunehmen-
der Kritik am UN-Migrations-
pakt wird der Bundestag vo-
raussichtlich erneut über das
Abkommen debattieren. Die
große Koalition plant, einen
Antrag ins Plenum einzubrin-
gen, in dem der internationale
Pakt erläutert und verteidigt
wird. Noch in dieser Woche
soll der sechsseitige gemeinsa-
me Entwurf der Fraktionen
von Union und SPD beraten
werden. 

Erst vor knapp drei Wochen
hatten Parlamentarier bei
einer einstündigen Debatte
über das Thema diskutiert –
damals auf Antrag der AfD.
Bundestagsabgeordnete von
FDP, Linken und Grünen war-
fen der Bundesregierung vor,
durch mangelnde Aufklärung

einen populistischen Propa-
gandafeldzug gegen den Pakt
begünstigt zu haben.

Mehr als 180 Länder wollen
das Abkommen beim
UN-Gipfel am 10. und 11. De-
zember im marokkanischen
Marrakesch annehmen, da-
runter Deutschland. Der »Ver-
trag für sichere, geordnete
und geregelte Migration« der
Vereinten Nationen gibt 23
Ziele vor, enthalten sind auch
Maßnahmen zur Bekämpfung
von Fluchtursachen. Die USA,
Österreich, die Schweiz und
weitere Länder haben ange-
kündigt, dass sie dem Pakt
nicht beitreten wollen.

Befürchtungen, dass der
Pakt die Souveränität
Deutschlands untergraben
könnte, waren bislang vor al-
lem von der AfD geäußert
worden. Inzwischen gibt es je-

doch auch in der Union Skep-
tiker. Eine zusätzliche Proto-
kollerklärung der Bundesre-
gierung bei der Annahme des
UN-Migrationspakts mit Klar-

stellungen ist nach Ansicht
von Unionsfraktionschef
Ralph Brinkhaus (CDU) und
CSU-Landesgruppenchef Ale-
xander Dobrindt nicht nötig.

Der Antragsentwurf unter-
streicht hingegen, dass die
UN-Vereinbarung »keine ein-
klagbaren Rechte und Pflich-
ten« begründe und zudem
»keinerlei rechtsändernde
oder rechtssetzende Wir-
kung« entfalte. Die Bundesre-
gierung wird aufgefordert,
international dafür einzutre-
ten, »dass andere Staaten – ins-
besondere diejenigen, aus
denen ein besonderer Migra-
tionsdruck nach Europa und
Deutschland entsteht – Min-
deststandards« für Migranten
etablieren und gewährleisten,
»um hierdurch auch den Mig-
rationsdruck nach Europa und
Deutschland zu reduzieren«.
Außerdem heißt es: »Zwi-
schen legaler und illegaler
Migration sowie zwischen Er-
werbsmigration und Asyl ist
klar zu unterscheiden.«

UN-Migrationsabkommen beschäftigt den Bundestag
Flüchtlinge | Inzwischen gibt es auch in der Union Skeptiker / »Keine einklagbaren Rechte und Pflichten«

Einer der gefangenen ukrainischen Matrosen (rechts) spricht mit seinem Anwalt in einem Gerichtssaal in Simferopol.


